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Mit im Spiel sind bei Gewalttaten von Jugendlichen auch immer wieder verboteneWaffen wie Schmetterlingsmesser oder Schlagringe. ROBERT NICKELSBERG / GETTY

Ehre, Macht und
schwierige Verhältnisse
Die Zahl der Schlägereien und Messerattacken von Jugendlichen ist markant gestiegen.
Die Täter sind fast immer männlich. Wirkungsvolle Instrumente gegen die Gewalt gäbe es,
man müsste sie nur anwenden. Von Fabian Baumgartner

Die Partystimmung am Zürcher Utoquai kippt ab-
rupt. Pöbeleien und ein Griff an den Nacken eines
Jünglings genügen, damit die Situation eskaliert.
Mehr als zwei Dutzend Jugendliche gehen schliess-
lich auf drei Kontrahenten los.Eines der Opfer wird
zuerst von Faustschlägen getroffen, dann zieht ihm
einAngreifer eine leere Glasflasche über den Kopf;
die beiden anderen Attackierten werden geschla-
gen und mit Pfefferspray malträtiert.

Die Bilanz der Frühlingsnacht 2019: Ein junger
Mann muss mit Kopfverletzungen ins Spital einge-
liefert werden, seine Kollegen kommen mit einer
geschwollenen Lippe, Prellungen und Kratzern da-
von.Auf den Smartphones der Schläger stossen die
Ermittler später auf Chats, welche die Gewalttat
am Seebecken thematisieren. Sie finden aber noch
mehr: Tierpornos, Gewaltdarstellungen und ande-
res verbotenes Material. Die Filme zirkulierten im
Bekanntenkreis der Jugendlichen.

Videos gelten als Trophäen
DieAttacke steht stellvertretend für eine Entwick-
lung, die den Behörden in der Schweiz zunehmend
Sorgen bereitet. Die Gewalt unter Jugendlichen
und jungen Erwachsenen nimmt zu, vor allem im
öffentlichen Raum. Es geht nicht nur um Drohun-
gen und Tätlichkeiten, sondern vermehrt auch um
Messerstechereien, brutale Überfälle oder Tritte
gegen den Kopf der Opfer. Strafverfolger wie der
Leitende Zürcher Oberjugendanwalt Marcel Rie-
sen-Kupper sprechen von beunruhigendenGewalt-
exzessen, die ungute Erinnerungen an die letzte
Welle der Jugendgewalt Ende der nuller Jahre
weckten. Doch bis jetzt ist die Entwicklung zu we-
nig auf dem Radar der Öffentlichkeit. Das muss
sich ändern, um den Negativtrend zu stoppen.

Die statistischen Angaben aus dem Kanton
Zürich illustrieren diesen negativen Trend. Im ver-

gangenen Jahr sind laut den Behörden 857 Jugend-
liche wegen eines Gewaltdelikts verzeigt werden.
Das sind über ein Drittel mehr Fälle als noch im
Jahr zuvor. Die Entwicklung macht sich auch bei
den Verurteilungen bemerkbar. Gemäss Ober-
jugendanwaltschaft stieg der Anteil der Delikte
gegen Leib und Leben an den Verurteilungen
innerhalb von zwölf Monaten von 3 auf 4 Prozent.

Es ist bereits das vierteMal in Folge,dass die Fall-
zahlen bei Gewaltdelikten, zu denen unter anderem
versuchte Tötungsdelikte, Körperverletzung oder
Tätlichkeit gezählt werden, ansteigen. Nach dem
Höhepunkt der Jugendgewalt im Jahr 2009 und
grossenAnstrengungen der Behörden ging die Zahl
der jugendlichen Straftäter in der Schweiz jahre-
lang kontinuierlich zurück und erreichte 2015 einen
Tiefststand.Nur noch halb so vieleDelikte registrier-
ten die Behörden damals.Wohlgemerkt: Es ist nach
wie vor eine kleineMinderheit der Jugendlichen,die
zuschlägt und zusticht, doch dieTrendumkehr ist er-
klärungsbedürftig.Mittlerweile bewegt sich die Zahl
wieder auf das Niveau am Ende der nuller Jahre zu.

Weshalb greifen Teenager wieder vermehrt zu
Gewalt? Die Gründe dafür sind vielschichtig. Fest-
gestellt werden konnte, dass von den involvierten
Jugendlichen überdurchschnittlich viele verbeistän-
det sind.Manche stammen aus schwierigenVerhält-
nissen, wachsen in bildungsfernen beziehungsweise
belasteten Familien auf oder haben in ihrer Kindheit
oder Jugend Traumata wie Gewalt oder Flucht er-
lebt.All dies kann dazu beitragen,dass Konfliktemit
Fäusten und Messern statt mit Worten ausgetragen
werden. Der Ausländeranteil bei den jugendlichen
Straftaten bewegt sich hingegen seit Jahren auf
einem ähnlichen Niveau. Er liegt bei Jugendstraf-
tätern bei rund einem Drittel. Sie sind in der Statis-
tik also leicht überrepräsentiert – bei einemAuslän-
deranteil von insgesamt knapp 27 Prozent im Kan-
ton Zürich.Für den jüngstenAnstieg liefert dieHer-
kunft aber keine Erklärung.Ein Faktor sticht jedoch

hervor: Gewalttätig werden fast immer junge Män-
ner. 86 Prozent der wegenGewaltstraftaten verzeig-
ten Jugendlichen sind männlich. Wer sich mit den
Gründen für die Gewalttätigkeit befasst, kommt
nicht umhin, sich mit überkommenen Männlich-
keitsvorstellungen auseinanderzusetzen.

Es geht umEhre,es geht umMacht und Prahlerei.
Von einer Reorientierung an antiquiertenMännlich-
keitsbildern spricht der Gewaltforscher Dirk Baier.
Die Jugendlichen wetteifern darum, wer «krasser»,
wer härter ist und wer besser bei Frauen ankommt.
Diesen Wettstreit tragen sie mit Gewalt aus. Hinzu
kommt, dass Schlägereien vermehrt gefilmt und im
Kollegenkreis geteilt werden. Die Videos gelten als
Trophäen, in Chats wird mit den Taten geprahlt.

In diese verquereVorstellung von Männlichkeit
passen verbotene Waffen. Messer und Schlagringe
werden zu Schleuderpreisen auf Shopping-Platt-
formen gehandelt. Sie finden reissenden Absatz
bei den zumeist jungen Kunden in der Schweiz. Es
geht den Käufern dabei nicht primär darum, sie ein-
zusetzen. Aber sie demonstrieren Dominanz und
Wehrhaftigkeit. Und allein das Vorhandensein er-
höht die Gefahr, dass die Waffen schliesslich doch
einmalVerwendung finden – mit gravierenden Fol-
gen. Fatal wirkt sich dabei aus, dass sich die jugend-
lichen Täter manchmal gar nicht im Klaren dar-
über sind, was sie bei den Opfern anrichten. Den
passenden Soundtrack für diese Jugendlichen lie-
fern deutschsprachige Rapper.Diesen wird deshalb
immer wieder vorgeworfen, in ihrenTexten gewalt-
verherrlichendeVorbilder zu zeichnen und Lebens-
gefühle undWerte anzusprechen, die vor allem für
junge Männer attraktiv sind und sie zu Gewalt an-
stacheln.Die dort vorgelebten Rollenbilder können
durchaus problematisch sein und dazu führen, dass
die Sensibilität gegenüber Gewalt abnimmt. Aber
sie bewirken nicht automatisch Gewaltbereitschaft.

Freiräume als Brennpunkte
Es ist auch kein Zufall, dass die Behörden gerade
dort einen erheblichenAnstieg der Straftaten regis-
trieren, wo sich Jugendliche sozusagen einen Klub
unter freiem Himmel geschaffen haben. Für die
Teenager sind das Orte wie der Utoquai, an denen
sie sich anonym und ungestört ausleben können.
Solche Plätze sind in den letzten Jahren aber rar
geworden. Teenager werden als Ruhestörer wahr-
genommen und verdrängt.

Die Konsequenz: An den wenigen übrig geblie-
benen Orten kommen viele junge Menschen zu-
sammen, um sich zu treffen und zu feiern. Kommt
Alkohol dazu,kann die Stimmung rasch kippen.Ge-
rade in den Nachtstunden ist der zum Teil massive
Konsum vonAlkohol ein entscheidender Faktor für
Schlägereien undMesserattacken.AmZürcherUto-
quai etwa verzeichnete die Stadt innert zwei Jahren
beinahe eineVerdoppelung der Delikte.

Die besorgniserregende Entwicklung ist da,doch
die Debatte in Politik und Gesellschaft blieb bisher
anders als in früheren Jahren aus.Eine Erklärung da-
für könnte sein, dass Jugendgewalt lange auf einem
unspektakulär tiefen Niveau verharrte. Minder-
jährige,die Propaganda für die Schreckensherrscher
der Terrormiliz Islamischer Staat machten oder sich
den Gotteskriegern als Jihad-Reisende anschlos-
sen, rückten ins Zentrum des Interesses von For-
schung,Gesellschaft und Politik.Die Gewalt an den
Wochenenden verschwand von der Traktandenliste.

Es braucht deshalb wieder einen gesamtgesell-
schaftlichen Konsens gegen Gewalt. Eltern, Schu-
len und Behörden müssen rasch und konsequent
einschreiten,wenn sie Gewalt feststellen.Dass dies
wirkungsvoll sein kann, zeigen die Erfahrungen aus
der Vergangenheit. Parallel zur letzten Welle der
Jugendgewalt wurde die Schulsozialarbeit ausge-
baut, es gab zahlreiche Präventionskampagnen,
die auf nationaler Ebene koordiniert wurden, und
die Zusammenarbeit der Strafbehörden mit den
Schulen und der Polizei wurde intensiviert. Diese
Rezepte schärften auch das öffentliche Bewusst-
sein in Sachen Jugendgewalt.

Die wirkungsvollen Instrumente existieren also,
man müsste sie aber an die heutigen Gegebenhei-
ten anpassen. Es braucht in gewissen Kreisen zu-
dem ein gesellschaftliches Überdenken von über-
kommenen Männlichkeitsvorstellungen. Letztlich
ist es eine Mischung aus repressiven und präven-
tiven Massnahmen, die langfristig für eine Ent-
spannung sorgen könnten. Ausgerechnet am Zür-
cher Utoquai zeigt sich deshalb vielleicht, in wel-
che Richtung es gehen könnte. Dort reagierte die
Stadt bisher vor allem mit repressiven Instrumen-
ten. Sie erklärte das Gebiet wegen der vielen Ge-
waltdelikte zu einem Brennpunkt. Die Behörden
reagierten mit einer erhöhten Polizeipräsenz, mit
Wegweisungen und Verzeigungen und vorüber-
gehend auch mit Kameraüberwachung.

Das sind wichtige Mittel. Doch bei repressiven
Massnahmen allein sollte es nicht bleiben. Im Mai
ist ein Pilotprojekt gestartet worden mit der Ab-
sicht, die Gewalt unter Jugendlichen zu verhindern.
Jugendarbeiter sollen persönliche Kontakte zu den
Jugendlichen aufbauen, die regelmässig an solchen
Orten verkehren. Das Ziel: Die Jugendlichen sol-
len mehr Eigenverantwortung übernehmen. Es
wird ein langer Weg, doch klar ist: Ohne den Ein-
bezug der Jugend wird sich die Gewalt nicht ver-
hindern lassen.

Es braucht wieder einen
gesamtgesellschaftlichen
Konsens gegen Gewalt.
Eltern, Schulen und
Behörden müssen rasch und
konsequent einschreiten,
wenn sie Gewalt feststellen.
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Die Pendlerzüge füllen sich – und die Gesundheitsdirektoren
diskutieren über eine Maskenpflicht SEITE 12

Markus Erb will seine Erfahrungen als dunkelhäutiger
Schweizer an andere weitergeben SEITE 13
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«Die App als Wunderlösung zu
präsentieren, ist problematisch»
Die Bioethikerin Effy Vayena fordert, dass ein Aufsichtsgremium den Effekt der SwissCovid-App beobachtet

Frau Vayena, werden Sie die Swiss-
Covid-App nutzen?
Ich habe sie schon heruntergeladen
und getestet. Ich erwarte noch die Ver-
öffentlichung weiterer Daten aus der
Pilotphase. Für mich wäre zudem wich-
tig, dass es ein unabhängiges Aufsichts-
gremium gibt.

Aber es gibt in der Schweiz doch nun
eine gesetzliche Grundlage für die App,
die wichtige Dinge wie Freiwilligkeit re-
gelt. Reicht das nicht aus?
Es war wichtig, dass das Parlament über
die App diskutiert und man sie nicht
überstürzt lanciert hat. Aber wir müs-

sen beobachten, welche Auswirkungen
die Einführung im echten Leben hat.
Das wäre die Aufgabe des Aufsichts-
gremiums. Eine solche App ist etwas,
was wir zum ersten Mal ausprobieren.
Darum müssen wir alles nicht nur tech-
nisch, sondern auch juristisch und ge-
sellschaftlich überwachen. Und wenn
etwas nicht funktioniert, müssen wir es
anpassen, korrigieren oder streichen. Ich
würde mich einfach wohler fühlen,wenn
wir ein unabhängiges Gremium hätten.

Wer sollte in diesem Gremium sitzen?
Es brauchte Personen mit technischem
Verständnis, juristischem Fachwissen,
Vertreter aus der Bevölkerung sowie
aus dem Gesundheitswesen. Sie sollten
die Implementierung der App überwa-
chen. Dies war auch ein Vorschlag, den
wir in die Richtlinien der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) für digi-
tale Kontaktverfolgung aufgenommen
haben. Es ist etwas komplett Neues,
und deshalb muss man es stärker über-
wachen als etwas, was man schon öfter
ausprobiert hat.

In diesen ethischen Richtlinien der
WHO stehen noch weitere Empfehlun-
gen.Was sind die wichtigsten für Sie?
Es ist sehr wichtig, dass man diese Tech-
nologie vernünftig testet, um die Effi-
zienz zu ermitteln. Es muss uns be-
wusst sein, dass wir nicht wirklich wis-

sen, wie gut sie funktioniert. Das ist
auch ein Grund, weshalb die Nutzung
der App freiwillig sein sollte. Auch der
Datenschutz ist sehr wichtig. Zudem
muss man transparent sein in Bezug auf
das, was man weiss und eben auch nicht
weiss. Aber der für mich wohl wich-
tigste Punkt ist, wie gesagt, das unab-
hängige Aufsichtsgremium. Wenn wir
diese Punkte beachten, hat dieApp gute
Chancen, auch aus ethischer Perspektive
erfolgreich zu sein.

Wer sollte die Mitglieder des Gremiums
wählen?
In diesem Fall wäre das wohl am besten
die Gesundheitsbehörde. Sie ist für das
gesamte System verantwortlich.

Obwohl die freiwillige Nutzung im Ge-
setz verankert ist, kann es passieren, dass
Menschen ausgeschlossen werden. Etwa
bei privaten Feiern, wenn einige Perso-
nen die App nicht nutzen können oder
wollen, der Gastgeber dies aber fordert.
Ja, es gibt eine Ebene hinter der offi-
ziellen Freiwilligkeit. Wir wissen ein-
fach nicht, wie die Menschen auf die
App reagieren, und müssen schauen,
wie die Gesellschaft dieses Gesetz tat-
sächlich lebt und in welcher Weise die
App unsere sozialen Interaktionen ver-
ändert.Auch das wäre eineAufgabe für
dasAufsichtsgremium.AlsWissenschaf-
ter haben wir ebenfalls die Verantwor-
tung, uns mit diesen Folgen zu beschäf-

tigen. Wir brauchen eine öffentliche
Debatte, in der sichtbar wird, was pas-
siert: Was bewegt die Menschen? Wor-
über beklagen sie sich in den sozia-
len Netzwerken? Wir müssen so ver-
hindern, dass diskriminierende Muster
entstehen. Die gab es etwa zu Beginn
der Krise, als Asiaten im Ausland teil-
weise als «Virusschleuder» beschimpft
wurden. So etwas kann sich sehr schnell
entwickeln. Man darf nicht nur einfach
die App lancieren und dann schauen,
ob die Infektionen zurückgehen – das
ist zwar wichtig, aber nicht das allein
Entscheidende.

Wir wissen, dass Bluetooth eigentlich
nicht die perfekte Technologie ist, um
Abstände zwischen zwei Smartphones
zu messen und so herauszufinden, ob
man einem Infizierten zu nahe gekom-
men ist.Warum sollten die Menschen die
App dann nutzen und ihr vertrauen?
Aus diesem Grund ist es wichtig, die Er-
wartungen nicht zu hoch zu hängen. In
einigen Ländern wird die App als eine
Wunderlösung präsentiert, das finde
ich problematisch. Selbstbewusstsein ist
gut.DieArroganz, dassTechnologie alle
Probleme lösen kann, aber nicht. Das
wird sich kontraproduktiv auf das Ver-
trauen auswirken.

Nun funktioniert diese App nur richtig
gut und bald auch grenzüberschreitend,
weil Google undApple sich zusammen-

getan und ihre Bluetooth-Schnittstelle
angepasst haben. Sie setzen damit Be-
dingungen und Standards für Regierun-
gen weltweit, wie diese ihre Apps zu ge-
stalten haben. Ist das problematisch?
Ich habe Probleme damit, wenn man
einen Akteur von Anfang an vertrau-
enswürdiger findet als einen andern und
ideologisch denkt. Das muss jedes Mal
neu angeschaut und verhandelt werden.
Demokratische Regierungen haben
zwar Legitimität, weil sie von den Bür-
gern gewählt werden – im Gegensatz zu
Unternehmen.Aber das bedeutet nicht
automatisch, dass Regierungen auch
bessere Lösungen entwickeln und Stan-
dards setzen sollten. In diesem Fall sieht
es für mich danach aus, als ob derAnsatz
der Tech-Unternehmen einen stärkeren
Datenschutz einschliesst als den von ei-
nigen auch demokratischen Regierun-
gen gewünschten Also warum sollten
wir das ablehnen?

Geht die Macht von Google und Apple
damit nicht zu weit?
Die beiden sind wie alle Unternehmen
an ihrem Geschäft und am Gewinn
interessiert. Sie sind sich sehr bewusst,
was für eine Macht sie besitzen und in
welch einer Verhandlungsposition sie
sich befinden. Nun, in der Krise, müs-
sen Regierungen mit ihnen zusammen-
arbeiten. Wenn die Unternehmen aber
eine gute technische Lösung für ein gros-
ses Problem liefern können, dann ist das
für mich eine ethisch vertretbare Ent-
scheidung.Wir sollten uns zunächst viel-
leicht fragen, wie diese Tech-Giganten
so mächtig werden konnten. Denn das
sind sie nicht erst seit der Corona-Krise.

Die Unternehmen haben sich vielleicht
in diesem Fall aus unserer Sicht «rich-
tig» entschieden. Aber was, wenn das
beim nächsten Mal anders sein sollte?
Ich hoffe, dass sie das auch weiterhin
machen, weil es auch in ihrem Inter-
esse ist – schliesslich bringt es ihnen
Reputation. Sie wissen, dass sich die
Menschen Gedanken um ihre Privat-
sphäre machen. Und jetzt können sie
sagen: «Schaut,wir sind die Guten.» Die
Lehren, die wir aus der aktuellen Si-
tuation ziehen sollten, sind: Wir brau-
chen die Tech-Unternehmen und soll-
ten anfangen, unsere Bedürfnisse mit
ihnen zu diskutieren. Wir sollten auch
eine Regulierung auf den Weg bringen,
die sicherstellt, dass sie gemäss unseren
Werten handeln. Das sollten wir jetzt
angehen und damit nicht bis zur nächs-
ten Krise warten.

Mit unseren heutigen Entscheidungen in
Bezug auf die App setzen wir Standards
für den Einsatz neuer Technologien in
kommenden Krisen.
Das stimmt. Wir müssen versuchen, so
legitim wie möglich zu sein. Deshalb
war es auch richtig, dass das Parlament
über die App diskutiert und am Ende
eine gesetzliche Grundlage auf den
Weg gebracht hat. Es hat dadurch zwar
alles etwas länger gedauert, aber diese
Debatte war wichtig. Wir lernen nun
viel: Wie wir mit Tech-Giganten um-
gehen, wie wirWissenschaft integrieren,
wie wir die richtigen Leute mit einbe-
ziehen – all das sind Erfahrungen, aus
denen wir hoffentlich für die Zukunft
lernen. Aber ich glaube, es ist es wert,
die App auszuprobieren und damit so
sicher wie möglich zu experimentieren.
Denn es gibt die ethische Verantwor-
tung, keine Chance ungenutzt zu lassen,
Leben zu schützen und Schaden abzu-
wenden – nicht nur gesundheitlich, auch
ökonomisch und sozial.

Interview: Jenni Thier

«Es ist etwas komplett
Neues, und deshalb
muss man es stärker
überwachen als etwas,
was man schon öfter
ausprobiert hat.»

Effy Vayena plädiert dafür, mit der neuen App «so sicher wie möglich zu experimen-
tieren». Denn es gebe die ethische Verantwortung, Leben zu schützen. A. RAMP / ETH ZÜRICH

Prozess wegen
Propaganda
für den IS
36-jähriger Mann muss sich vor
Bundesstrafgericht verantworten

(sda) · Vor dem Bundesstrafgericht ist
am Dienstag der Prozess gegen einen
Mann wegen verbotener IS-Propaganda
und Besitz von Gewaltdarstellungen ge-
führt worden.DerAngeklagte sagte aus,
IS-Propaganda-Videos lediglich als Pro-
vokation verschickt zu haben. Sein An-
walt beantragt einen Freispruch.

Dem im Kanton Basel-Landschaft
wohnhaften Mann wird vorgeworfen,
gegen Artikel 2 des Bundesgesetzes
über das Verbot der Gruppierungen al-
Kaida und Islamischer Staat (IS) sowie
verwandter Organisationen verstossen
zu haben. Ausserdem wurden auf sei-
nem Mobiltelefon Gewaltdarstellungen
gefunden. Unter anderem hat die Bun-
desanwaltschaft eine Bilddatei sicher-
gestellt, welche einen Mann zeigt, der
ein blutiges Messer in der Hand hält.
Den Zeigefinger der anderen Hand
streckt der Mann in einer salafistisch
geprägten und von IS-Anhängern regel-
mässig zur Schau gestellten Geste des
Bekenntnisses zum Einheitsglauben
nach oben.Zu seinen Füssen liegen fünf
blutverschmierte, von ihren Körpern ab-
getrennte menschliche Köpfe.

Die Bundesanwaltschaft hatte den
Mann zu einer bedingten Freiheitsstrafe
von 180Tagen verurteilt.Den am 8.Mai
2019 erlassenen Strafbefehl focht der
Mann an.

Zum Prozessauftakt befragte die
Richterin Miriam Forni den Angeklag-
ten zu den verschicktenWhatsapp-Nach-
richten und den von der Bundesanwalt-
schaft sichergestellten Bilddateien. Der
36-Jährige gab an, die betreffenden IS-
Propaganda-Videos lediglich als «Provo-
kation» an seinen Bekannten verschickt
zu haben. Zu den vom selben Bekann-
ten erhaltenen und sichergestellten Bild-
dateien sagte der Angeklagte, er habe
diese nicht geöffnet, sondern sogleich
in der Fotobibliothek seines Mobiltele-
fons gelöscht. Dabei habe er aber nicht
bedacht, dass die Bilder im Whatsapp-
Chatverlauf weiterexistierten. Der An-
geklagte gestand ein, damit einen «Feh-
ler» begangen zu haben.

In seinem Plädoyer sagte der An-
walt des Angeklagten, in den verschick-
ten Nachrichten und geteilten Bildern
sei keine Propaganda erkennbar. Zudem
habees sichbei denaufFacebookgeteilten
Bildernum«historischeBilder»gehandelt.
Der Besitz von Gewaltdarstellungen sei
nur strafbar, wenn kein schutzwürdiger
historischerWert auszumachen sei.

Expertin für den
Bund und die WHO
thj. · Effy Vayena ist Professorin für
Bioethik an der ETH Zürich, wo sie das
Health Ethics and Policy Lab leitet. Sie
wurde 1972 in Griechenland geboren
und studierteMedizingeschichte, öffent-
liche Gesundheit und Bioethik inAthen,
London, Minnesota und Harvard. Ihre
Habilitationsschrift an der Uni Zürich
befasste sich mit den ethischen Her-
ausforderungen von individuellen Gen-
Analysen. Sie sass im Expertenteam,das
die Entwicklung der SwissCovid-App
begleitet hat, und war Vorsitzende des
Gremiums, das für dieWeltgesundheits-
organisation (WHO)Richtlinien für das
Proximity-Tracing erarbeitet hat.

Lang lebe
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Frank Baumann imGespräch

mit Biohacker
Andreas Breitfeld

Der

14-täglic
he

Podcast
zur

Gesundh
eit der

Zukunft

sanitas.com/healthforecast


